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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Geriach (Emsiand), Dr. Uniand, Dr. Wendig 
und Genossen 
- Drucksache 7/2886 - 

betr. deutsch-niederiändisches Grenzgebiet 


Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben vom 17. Ja- 
nuar 1975 - A 15/00.02/031/74 - die Kleine Anfrage im Einver- 
nehmen mit den Bundesministern für Arbeit und Sozialordnung, 
für Bildung und Wissenschaft, für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau, für Jugend, Familie und Gesundheit sowie mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft wie folgt beantwortet: 


1. Besteht die Bereitschaft der Bundesregierung, die noch fehlen- 
den Autobahnteilstücke der E 8 (A 64 - neu A 30 -) in die 
erste Dringlichkeitsstufe aufzunehmen und den Ausbau dem 
beiderseits vereinbarten Grenzpunkt De Poppe entlang zu be- 
schleunigen? 

Bei der Aufstellung des Bedarfsplanes für die Bundesfernstra- 
ßen (1971 bis 1985) ist der Abschnitt der E 8 (A 30) von der 
deutsch-niederländischen Grenze bis Rheine vorerst in die 11. 
Dringlichkeit eingestuft worden. Es wurde jedoch ausdrück- 
lich festgelegt, daß die Einstufung des grenznahen Abschnitts 
von der Baudisposition auf niederländischer Seite abhängt. 
Dementsprechend ist deutscherseits beabsichtigt, die beidersei- 
tigen Baudispositionen aufeinander abzustimmen. 

Das Land Niedersachsen hat in der Zwischenzeit einen Antrag 
gestellt, den grenznahen Streckenabschnitt aus der Dringlich- 
keitsstufe II in die I. Dringlichkeit anzuheben. Dieser Antrag 
wird im Zusammenhang mit der Fortschreibung des Bedarfs- 
planes gemäß § 4 Ausbauplangesetz geprüft, die zur Zeit in 
Arbeit ist. 

Von ausschlaggebender Bedeutung für den Fortgang der Bau- 
vorbereitung auf deutscher Seite ist jedoch die für den Früh- 
sommer 1975 vorgesehene Entscheidung der Niederlande über 
die Linienführung der E 8 auf holländischem Gebiet einschließ- 
lich des Grenzübergangspunktes und über den Zeitpunkt des 
Beginnes der Baumaßnahmen an der E 8 und deren Fertigstel- 
lung auf niederländischem Boden. 

In Form einer offiziellen deutschen Stellungnahme ist der nie- 
derländischen Straßenbauverwaltung mitgeteilt worden, daß 
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deutscherseits nachdrücklich Wert darauf gelegt wird, die 
Linienführung der E 8 über den Grenzübergang bei De Poppe 
beizubehalten. 

2. Besteht die Bereitschaft, die erforderlichen finanziellen Mittel 
für den Ausbau der E 8 (A 64 - neu A 30 -) bis 1980 einzu- 
planen und bereitzustellen? 

Sofern die Entscheidung des niederländischen Verkehrsmini- 
steriums im Jahre 1975 den vorgesehenen Grenzübergangs- 
punkt im Zuge der E 8 bei De Poppe bestätigt und ein möglichst 
früher Baubeginn für die E 8 auf niederländischer Seite fest- 
gelegt wird - wobei nach den von niederländischer Seite gege- 
benen Informationen frühestens 1978 mit Bauarbeiten zwischen 
De Poppe und Hengelo begonnen werden kann - ist beabsich- 
tigt, mit dem Bau der E 8 auf deutscher Seite so rechtzeitig zu 
beginnen, daß eine gleichzeitige Fertigstellung der E 8 beider- 
seits der Grenze erreicht werden kann. 

Da jedoch auch unter günstigsten Voraussetzungen aus tech- 
nischen Gründen der Baudurchführung eine Bauzeit von vier 
Jahren kaum unterschritten werden kann, ist eine Fertig- 
stellung der Gesamtstrecke zwischen Rheine und Hengelo vor 
1982 aller Voraussicht nach nicht zu erreichen. Dementspre- 
chend ist beabsichtigt, deutscherseit bei Vorliegen der genann- 
ten Voraussetzungen bis 1980 finanzielle Mittel in dem vom 
Baufortschritt bedingten Umfang bereitzustellen. 


3. Besteht die Bereitschaft, die Nord-Süd-Achse A 113 in der 
EUREGIO beschleunigt auszubauen? 

Die BAB A 31 (früher A 113) ist nördlich der B 54 n bei Gronau 
nach dem Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen in der 11. und 
III. Dringlichkeitsstufe eingestuft. Aus finanziellen Gründen 
werden Maßnahmen der II. Dringlichkeitsstufe frühestens in den 
90er Jahren begonnen werden können. 

Für die A 31 südlich Gronau wird auf die Antwort zu Frage 1. 4 
verwiesen. 

4. Besteht, gegebenenfalls im Einvernehmen mit der niederlän- 
dischen Regierung, die Bereitschaft, zur Sicherung der Arbeits- 
plätze im Straßenbausektor des EUREGIO-Gebiets Finanzmittel 
zur Verfügung zu stellen, um gegebenenfalls den Ausbau der 
A 113 von Norden (B 54 n) ab Gronau nach Süden in Angriff 
zu nehmen? 

Die A 31 (bisher A 113) muß aus verkehrlichen Gründen im Be- 
reich des Landes Nordrhein-Westfalen in ihrer Gesamtheit ge- 
sehen werden, also auch unter Einbeziehung des zur Zeit um- 
strittenen Ruhrgebietsabschnittes. Ihre Bedeutung für das West- 
münsterland ist unbestritten. Demgemäß sind auch die plane- 
rischen Vorbereitungen im Gange und werden zügig weiterge- 
führt. Bei dem zur Zeit gegebenen Planungsstand kann aller- 
dings kurzfristig mit Bauarbeiten noch nicht begonnen werden. 
Auch über den Zeitpunkt der Realisierung des einen oder ande- 
ren Abschnittes kann gegenwärtig noch keine konkrete Aus- 
sage gemacht werden. 
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5. Besteht die Bereitschaft, den öffentlichen schienengebundenen 
und nichtschienengebundenen Nahverkehr grenzüberschreitend 
so zu organisieren, daß eine zumutbare Zeit-Kosten-Entfer- 
nung in den Einzugsbereichen der regionalen Wachstumspole 
und zentralen Orte geschaffen wird? 

Zur Durchführung grenzüberschreitender Linienverkehrsdienste 
mit Kraftomnibussen benötigt der Unternehmer eine Geneh- 
migung, die nach Gemeinschaftsrecht erteilt wird. Für Unter- 
nehmer mit Sitz in der Bundesrepublik Deutschland sind die 
Landesbehörden zuständig. Zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Niederlanden gibt es 

— einige Europabuslinien, die überwiegend touristische Funk- 
tionen erfüllen, 

— zahlreiche Berufs- und Schülerverkehrsdienste, die auf die 
Bedürfnisse der Industriebetriebe bzw. der Schulen ausge- 
richtet sind und 

— nachfolgende öffentliche Linienverkehrsdienste im Grenz- 
gebiet: 


Lfd. 

Nr. 

Linienführung 

V erkehrsunternehmen 

1 

Krefeld ~ Venlo 

Krefelder Verkehrs AG 

2 

Geldern - Venlo 

Niederrheinische Verkehrs AG, Moers 

3 

Goch - Bergen 

Niederrheinische Verkehrs AG, Moers 

4 

Kleve - Nijmegen 

Niederrheinische Verkehrs AG, Moers 

5 

Mönchengladbach - Roermond 

Stadtwerke Mönchengladbach 

6 

Mönchengladbach - Sittard 

Kraftverkehr GmbH Erkelenz 

7 

Erkelenz - Roermond 

Kraftverkehr GmbH Erkelenz 

8 

Geilenkirchen - Sittard 

Kreiswerke Geilenkirchen -Heinsberg GmbH 

9 

Bocholt - Winterswijk 

Geldersche Tramwegen 

10 

Bocholt - Dinzperlo 

Geldersche Tramwegen 

11 

Bocholt - Aalten 

Geldersche Tramwegen 

12 

Gronau - Enschede - Gronau 

T.A.D. Lindiensten D.V., Enschede 

13 

Oldenzaal - Nordhorn 

ONOG N.V., Oldenzaal 

14 

Groningen - Winschoten - Bunderneu- 
land/Grenze 

G.A.D.O. 


Bunderneuland/Grenze - Leer - Olden- 
burg 

Deutsche Bundesbahn, 

Bundesbahndirektion Münster 

15 

Schöningsdorf/Grenze - Schöningsdorf/ 

Kirche 

N.V. Drentse-Vervoer, Meppel 
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Diese öffentlichen Linienverkehrsdienste im Grenzgebiet wer- 
den reibungslos abgewickelt; Beanstandungen sind bisher nicht 
bekannt geworden. 

Außerdem gewährt der Bund an die 

— Krefelder Verkehrs- AG und 

— Kreiswerke Geilenkirchen - Heinsberg GmbH 
Finanzhilfen für Investitionen nach dem Gemeindeverkehrs- 
finanzierungsgesetz. Diese Finanzhilfen belaufen sich nach dem 
derzeitigen Stand auf 

— ca. 1,2 Mio DM für den Betriebshof Krefeld und 

— ca. 0,4 Mio DM für den Omnibusbetriebshof Geilenkirchen. 


6. Besteht die Bereitschaft, den stillgelegten bzw. durch die Still- 
legung bedrohten Verkehr auf den Eisenbahnlinien (Almelo- 
Marienberg, Zutphen - Winterswijk, Winterswijk — Doetinchem, 
Coesfeld ~ Bocholt - Isselburg, Borken - Ahaus) aufrechtzuerhal- 
ten? 

Lediglich die Strecke Coesfeld - Bocholt - Isselburg ist eine 
Strecke der Deutschen Bundesbahn (DB). Der Reiseverkehr die- 
ser Strecke wurde wegen des geringen Verkehrsaufkommens 
zum 26. Mai 1974 auf die Straße verlagert. 

Das Güterverkehrsaufkommen dieser Strecke ist ebenfalls ge- 
ring. Sofern nicht in absehbarer Zeit eine erhebliche Steigerung 
eintritt, wird die DB auf Grund der bereits durchgeführten be- 
triebswirtschaftlichen Untersuchung das gesetzliche Stillegungs- 
verfahren für den Güterzugbetrieb einleiten. Ob es letztlich zu 
einer Einstellung des Güterverkehrs kommen wird, kann erst 
anhand der mit einem Stillegungsantrag des Vorstandes der 
Deutschen Bundesbahn vorzulegenden prüffähigen Unterlagen 
vom Bundesminister für Verkehr entschieden werden. Dabei 
werden auch alle Argumente gewürdigt werden, die im Ver- 
lauf des Anhörungsverfahrens vorgebracht werden. 

Die Strecke Borken - Ahaus untersteht als Nichtbundeseigene 
Eisenbahn (NE) der Aufsicht des Landes NRW. Alle übrigen ge- 
nannten Strecken gehören zum Netz der Niederländischen 
Staatsbahnen (NS). 


7. Besteht die Bereitschaft, den grenzüberschreitenden Personen- 
verkehr auf der Eisenbahnlinie Borken - Winterswijk wieder zu 
eröffnen und an das Ruhrgebiet anzubinden? 

Der grenzüberschreitende Personenverkehr zwischen Borken 
und Winterswijk wurde wegen zu geringer Nachfrage einge- 
stellt. Unter Hinweis auf die betriebswirtschaftlichen Unter- 
suchungsergebnisse und ihre unternehmerische Eigenentschei- 
dung hält die DB wegen des geringen Verkehrsaufkommens 
eine Wiederaufnahme des Schienenverkehrs für wirtschaftlich 
nicht gerechtfertigt. 


8. Besteht die Bereitsdiaft, die vorhandenen Eisenbahnlinien 
(Enschede - Haaksbergen, Winterswijk - Neede, Bentheim - 
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Gronau) bautedinisch zu erhalten, um eine in Zukunft mit gro- 
ßer Wahrscheinlichkeit wünschenswerte Wiederinbetrieb- 
nahme zu ermöglichen? 


Eine Zuständigkeit des Bundes ist nicht gegeben. Die Strecken 
Enschede - Haaksbergen und Winterswijk - Neede gehören 
zum Netz der Niederländischen Staatsbahnen. Bentheim - 
Gronau (Westf.) ist eine Nichtbundeseigene Eisenbahn und 
untersteht der Landesaufsicht. 


9. Besteht die Bereitschaft, das Stadtband Twente grenzüberschrei- 
tend mit Osnabrück und Münster durch Intercity- bzw. DC- 
Verkehr zu verbinden? 

Die DB hat die in dieser Frage enthaltene Anregung bereits 
untersucht. 

Bentheim und Gronau (Westf.) sind heute schon durch inter- 
nationale Züge an den Fernverkehr der DB und NS angeschlos- 
sen. Die zeitliche Lage der Züge ist bedingt durch Fahrplanbin- 
dungen an den Stundentakt der NS in Enschede und Bentheim 
und richtet sich nach den Erfordernissen des Berufs- und Schü- 
lerverkehrs sowie nach der zeitlichen Lage der Anschlußschnell- 
züge (auch IC-Züge) in Münster. Die Zahl der übergangsreisen- 
den auf IC-Züge ist nach Angaben der DB relativ gering. Die 
Voraussetzung für eine Einstufung der Strecke Osnabrück - 
Rheine - Bentheim als IC- Anschlußstrecke ist nicht gegeben. 


10. Besteht die Bereitschaft, nach Vorlage einer Kosten-Nutzen- 
Analyse, die auch den niederländischen Raum umfassen müßte, 
zu prüfen, ob eine Verlängerung des Twente-Kanals zum Mit- 
tellandkanal volkswirtschaftlich vertrebar ist? 

Ein im Auftrag der Industrie- und Handelskammer Münster 
1958 erstelltes Gutachten führte zu dem Ergebnis, daß der Bau 
dieses Kanals bereits nach damaligem Preisstand 240 Mio DM 
gekostet hätte und sein Betrieb nur mit volkswirtschaftlichen 
Verlusten möglich wäre. Die Grundlagen des Gutachtens sind 
inzwischen durch den fortgeschrittenen Ausbau des nordwest- 
deutschen Wasserstraßennetzes weitgehend weggefallen. Auf- 
grund der derzeit vorliegenden Verkehrsprognosen bis 1985 
kann abgeschätzt werden, daß das in dem Gutachten prognosti- 
zierte Verkehrsaufkommen von 3,7 Mio Ladungstonnen pro 
Jahr kaum erreichbar sein wird. Gleichwohl wäre die Bundes- 
regierung bereit, eine von dritter Seite aufgestellte und finan- 
zierte Nutzen-Kosten-Untersuchung, die als grenzübergreifende 
Nutzen-Kosten-Analyse auch zum Teil niederländisches Gebiet 
umfassen müßte, zu prüfen. Selbst bei positivem Untersuchungs- 
ergebnis wäre jedoch eine Realisierung des Projekts in abseh- 
barer Zeit nicht möglich, weil die knappen Investitionsmittel des 
Wasserstraßenhaushalts vorrangig auf die gesamtwirtschaft- 
lich effektivsten Maßnahmen konzentriert werden müssen, zu 
denen die Verlängerung des Twente-Kanals wegen des zu er- 
wartenden geringen Verkehrsaufkommens und der hohen Inve- 
stitionskosten kaum zählen dürfte. 
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11. Besteht die Bereitschaft, angesichts der Einseitigkeit des Ar- 
beitsmarktes in der EUREGIO durch geeignete Maßnahmen, 
verbunden mit der notwendigen Wirtschafts- und Investitions- 
förderung, einen hohen Besdiäftigungsstand zu ermöglichen? 

Die Bundesregierung fördert die Schaffung neuer und die Siche- 
rung bestehender Arbeitsplätze vor allem im Rahmen der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" durch Bereitstellung von Haushaltsmitteln und Betei- 
ligung an der Rahmenplanung. Angesichts der Strukturschwä- 
chen der EUREGIO sind für diesen Raum im Bundesraumord- 
nungsprogramm mit Priorität verstärkte Mittelzuweisungen zur 
Verbesserung der Erwerbs- und Infrastruktur vorgesehen. Für 
das deutsch/niederländische Grenzgebiet hält die Bundesregie- 
rung engen Kontakt mit den zuständigen niederländischen Stel- 
len. 

Die Arbeitsmarktpolitik der Bundesregierung zielt darauf ab, 
die Wirtschaftspolitik wirksam zu ergänzen und Beschäftigungs- 
schwierigkeiten zu verhindern. Im Rahmen dieser Politik neh- 
men Bundesregierung und Bundesanstalt für Arbeit alle Mög- 
lichkeiten zur Sicherung eines hohen Beschäftigungsstandes 
wahr. Die Bundesanstalt für Arbeit nutzt das gesamte Instru- 
mentarium, das ihr nach dem Arbeitsförderungsgesetz zur Ver- 
fügung steht. Dazu gehören neben der Arbeitsberatung und 
Arbeitsvermittlung insbesondere Fortbildungs- und Umschu- 
lungsmaßnahmen einschließlich Einarbeitungszuschüsse, Lei- 
stungen zur Förderung der Arbeitsaufnahme sowie Eingliede- 
rungsbeihilfen. Diese Leistungen werden grundsätzlich nur im 
Inland, einige Hilfen im Bereich der Förderung der Arbeitsauf- 
nahme aber auch über die Grenzen hinweg gewährt. 


12. Besteht die Bereitschaft, in der EUREGIO die Errichtung von 
Zentren für die Ausbildung, Fortbildung und Umschulung zu 
befürworten und finanziell zu unterstützen? 

Die Bundesregierung fördert gemäß den Richtlinien des Bun- 
desministers für Bildung und Wissenschaft vom 19. September 
1973 durch Gewährung von Zuschüssen die Errichtung, die Er- 
weiterung und die Ausstattung überbetrieblicher Ausbildungs- 
stätten. Vorrangiges Ziel ist es, das Ausbildungsangebot in 
strukturschwachen Regionen zu erweitern und betriebsbedingte 
unterschiedliche Leistungen der Ausbildungsbetriebe zu ver- 
bessern. Träger, die eine überbetriebliche Ausbildungsstätte 
innerhalb der EUREGIO errichten wollen, informiert der Bun- 
desminister für Bildung und Wissenschaft über Einzelheiten 
und Gang der Förderung. 

Ferner unterstützt die Bundesregierung im Rahmen der Modell- 
versuche im Bildungswesen nach Artikel 91 b GG zusammen mit 
dem Land Nordrhein-Westfalen die „Kolleg-Stufe Nordrhein- 
Westfalen" u. a. in Goch-Kleve. Es handelt sich um die Entwick- 
lung eines voll integrierten Bildungsangebots der Sekundar- 
stufe II (16- bis 19jährige) mit berufsqualifizierenden Abschlüs- 
sen und Erwerb der Studienberechtigung. 
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Darüber hinaus kann die Bundesanstalt für Arbeit gemäß § 50 
Arbeitsförderungsgesetz im Rahmen ihrer Mittel Darlehen und 
Zuschüsse für den Aufbau, die Erweiterung und Ausstattung 
von Einrichtungen einschließlich überbetrieblicher Lehrwerk- 
stätten gewähren, die der beruflichen Ausbildung, Fortbildung 
oder Umschulung dienen. Die näheren Einzelheiten für die Ver- 
gabe von Förderungsmitteln hat der Verwaltungsrat der Bun- 
desanstalt für Arbeit in seiner Anordnung über die Förderung 
von Einrichtungen der beruflichen Bildung vom 31. Oktober 
1969 festgelegt. Eine finanzielle Förderung von Einrichtungen 
durch die Bundesanstalt für Arbeit kommt also nur für den 
räumlichen Bereich des Bundesgebietes in Betracht. So wird 
unter finanzieller Beteiligung der Bundesanstalt für Arbeit eine 
überbetriebliche Bildungsstätte in Nordhorn errichtet. Die Nut- 
zung derartiger Einrichtungen steht allen Personen aus dem 
Bereich der Europäischen Gemeinschaften und darüber hinaus 
unter bestimmten Bedingungen auch anderen Ausländern offen. 


13. Besteht die Bereitschaft, gegebenenfalls für das deutsch-nie- 
derländische Grenzgebiet Rehabilitierungszentren für die be- 
rufliche Eingliederung Behinderter zu fördern, die von den 
jeweiligen nationalen Institutionen gemeinsam genutzt wer- 
den und Jugendlichen und Erwachsenen beider Nationen 
offenstehen? 

Der Bundesregierung sind bislang keine Initiativen bekannt ge- 
worden, die die Errichtung von Rehabilitationszentren im 
deutsch-niederländischen Grenzgebiet für Jugendliche oder Er- 
wachsene beider Nationalitäten zum Gegenstand haben. Die 
Planung solcher Zentren bedürfte gegebenenfalls sorgfältiger 
Überlegungen hinsichtlich des Bedarfs, der Trägerschaft sowie 
der rehabilitationsfachlichen, organisatorischen und finanziellen 
Fragen. Der Bau von Einrichtungen für berufliche Rehabilita- 
tion ist in der Bundesrepublik Deutschland aufgrund der Initia- 
tiven der Bundesregierung im Rahmen des „Aktionsprogramms 
zur Förderung der Rehabilitation der Behinderten" bereits weit 
fortgeschritten. Die Planung eines auf den deutschen Bedarf ab- 
gestellten Netzes von Berufsförderungswerken für behinderte 
Erwachsene ist seit längerem abgeschlossen und im wesent- 
lichen realisiert. Ein weitergehender Bedarf wird bei diesen 
Einrichtungen im gegenwärtigen Zeitpunkt für die Bundesrepu- 
blik nicht gesehen. Auch zahlreiche Berufsbildungswerke für 
die berufliche Eingliederung behinderter Jugendlicher sind be- 
reits in Vorbereitung. Eine Einrichtung mit 300 Ausbildungs- 
und Internatsplätzen wird zur Zeit in Maria Veen, Kreis Borken, 
mit einem Gesamtkostenaufwand von 30 Mio DM gebaut, von 
denen 15 Mio DM vom Bund und von der Bundesanstalt für 
Arbeit aufgebracht werden. 

14. Besteht die Bereitschaft, von einer Mitfinanzierung für diese 
zu errichtenden Zentren durch den europäischen Sozialfonds 
entsprechend dessen Richtlinien Gebrauch zu machen? 

Der Europäische Sozialfonds kann die Errichtung von Rehabili- 
tierungszentren für die berufliche Eingliederung Behinderter 
nicht finanzieren. Die unmittelbare Beteiligung an Investitionen 
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ist ihm untersagt. Er kann lediglich dadurch zur Finanzierung 
beitragen, daß er nach Errichtung derartiger Zentren einen Teil 
der Kosten - einschließlich Abschreibungen - für die dort be- 
ruflich geförderten Rehabilitanden übernimmt. 


15. Besteht die Bereitschaft, im Grenzbereich die Inanspruchnahme 
sozialer Einrichtungen wie Krankenhäuser, Ärzte, Altersheime, 
Kindergärten ohne Rücksicht auf Staatsgrenzen zu ermöglichen? 

Die Inanspruchnahme von Krankenhäusern, Ärzten und Apothe- 
ken durch Versicherte und deren Familienangehörige in den 
grenznahen Gebieten beiderseits der deutsch-niederländischen 
Grenze ist durch die EWG-Verordnungen Nr. 1408/71 und 574/ 
72 geregelt. Danach können die betreffenden Personen Leistun- 
gen im anderen Land beanspruchen, wenn ihr Gesundheitszu- 
stand während eines Aufenthalts in diesem Land eine unver- 
zügliche Leistungsgewährung erfordert. Ferner kann der zustän- 
dige Versicherungsträger diesen Personen die Genehmigung 
erteilen, sich in einen anderen Mitgliedstaat zu begeben, um 
dort eine angemessene Behandlung zu erhalten. Die Erteilung 
einer solchen Genehmigung ist in das Ermessen des zuständigen 
Versicherungsträgers gestellt. Die Genehmigung darf allerdings 
dann nicht verweigert werden, wenn die betreffende Person 
im Gebiet des Mitgliedstaates, in dem sie wohnt, eine angemes- 
sene Behandlung nicht erhalten kann. Besondere Regelungen 
gelten für Grenzgänger, die sich sowohl im Wohnland wie auch 
im Beschäftigungsland behandeln lassen können. 

Die Inanspruchnahme von Altersheimen ohne Rücksicht auf 
Staatsgrenzen ist bereits jetzt möglich, so daß weitere Maßnah- 
men nicht erforderlich erscheinen. Gemäß § 4 Heimgesetz ist 
zwischen dem Träger eines Altersheims und dem „Bewerber" 
ein Heimvertrag abzuschließen. 

Aus dem Grundsatz der Vertragsfreiheit ergibt sich, daß der- 
artige Verträge auch mit Ausländern geschlossen werden kön- 
nen. Tatsächliche und rechtliche Schranken ergeben sich aller- 
dings für ausländische „Nichtselbstzahler", die zur Erfüllung 
ihres Heimvertrages Sozialhilfe in Anspruch nehmen müßten. 
Gemäß § 120 Abs. 1 Nr. 1 BSHG hat keinen Anspruch auf Sozial- 
hilfe, wer sich in den Geltungsbereich des Gesetzes begeben 
hat, um Sozialhilfe zu erlangen. 

Zur Frage der Belegung von Kindergärten im deutsch-nieder- 
ländischen Grenzgebiet können von seiten der Bundesregierung 
keine Aussagen gemacht werden. Diese Einrichtungen befinden 
sich in aller Regel in kommunaler und karitativer Hand. 
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